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Langes Warten auf Hilfe der Schuldienste
Die finanzielle Lage des KantonsObwalden verhindert, dass Kinder schnellerHilfe von Schulpsychologie oder Logopädie erhalten.

Philipp Unterschütz

Die Obwaldner Schuldienste
wie Schulpsychologie, Logopä-
dieoderPsychomotoriktherapie
sindunterDruck.DieWartezei-
tenhabenmassiv zugenommen
undwiederKanton selber ange-
kündigt hat, werden sich bei-
spielsweise die Wartefristen
beim Schulpsychologischen
Dienst weiter erhöhen.

Das inObwaldenpraktizier-
te System Integration vor Sepa-
ration führt zu individuellenAb-
klärungenbei Schülerinnenund
Schülern,wasZeit undRessour-
cen braucht. Aufgrund der fi-
nanziellenLagemussaberanal-
len Ecken und Enden gespart
werden – auch imBildungs- und
Kulturdepartement. Mit diesen
Feststellungen reichteKantons-
rat Max Rötheli (SP, Sarnen) im
Mai eine Interpellation ein, in
der er sich besorgt zeigte, dass
die Wartezeiten negativen Ein-
fluss auf das Lernen der Kinder
haben könnte.

«Der Regierungsrat bestä-
tigt im Grundsatz die Feststel-

lungen der Interpellanten»,
heisst es in der Antwort, die
kürzlich veröffentlicht wurde.
Die Zunahme der Fälle bei den
SchulpsychologischenDiensten
sei ein schweizerisches Phäno-
men,das abernichtmit der spe-
zifischen Situation von Obwal-
den zu tun habe. Im Schuljahr
2016/17 seien 45 Prozent der
Anmeldungen beim Schulpsy-
chologischenDienstwegenVer-
haltens- und/oder Erziehungs-
schwierigkeiten erfolgt.
Lern- und/oder Leistungs-
schwierigkeiten hatten 70 Pro-
zent der angemeldeten Kinder.
Neuer sei, dass schon Kinder-
gärtler massive Verhaltensauf-
fälligkeiten zeigenwürden.

Viel zuwenig
Personalressourcen
ZumThema Integration vor Se-
parationhält dieObwaldnerRe-
gierung fest, dass sie die positi-
ve Entwicklung der Integration
von Kindern und Jugendlichen
mit besonderen pädagogischen
Bedürfnissenwieauchmit einer
Behinderungbegrüsse. Siehabe

zum Ziel, dass möglichst alle
Kinder wohnortnah die Schule
besuchen könnten.

Der Blick in die Zukunft
scheint aberwenigerfreulich.Es
könntenwegender finanziellen
Situation beim Kanton und we-
gen des geltenden Personal-
stopps seit längeremkeinePen-
senerhöhungen für die Schul-
dienste bewilligt werden. Die
departementsinternmöglichen
Pensenverschiebungen habe
man bereits umgesetzt.

Stellenwurden
teilweisenichtbesetzt
Im Rahmen der Sparmassnah-
men beim Personal wird auch
derLogopädischeDienst auf Ja-
nuar 2021 bluten müssen. Laut
Regierung ist zudem der Ein-
druck einer Verknappung ent-
standen,weil dieLogopädinnen
im Schuljahr 18/19 Pendenzen
abbauen mussten. Diese sind
entstanden, weil im Schuljahr
17/18währendmehrererMona-
te vakanteStellennicht odernur
zum Teil besetzt waren. Auch
die 30 bis 40 Prozent-Stelle für

eine Logopädin, die man seit
April 2019 zu besetzen versu-
che, sei noch offen, weil der
Markt ausgetrocknet sei,
schreibt die Regierung weiter.
«DieLogopädinnenmüssenbei
der Behandlung der Kinder
Prioritäten setzen.»

Beimschulpsychologischen
Dienst ist als eine Massnahme
zur Verbesserung der Situation
einKompetenzzentrum fürKin-
der und JugendlichemitVerhal-
tensbehinderung vorgesehen.
AusRessourcengründenkonnte
dieses die Arbeit bisher nicht
aufnehmen. Nun hat der Kan-
ton Obwalden aber eine päda-
gogischeMitarbeiterin in einem
40-Prozent-Pensum temporär
bis Ende Dezember 2020 ein-
gestellt. Sie soll einKonzept da-
für erarbeiten. Für die Umset-
zungwürden zusätzlichePerso-
nalressourcen notwendig sein,
über diederRegierungsrat nach
Vorliegen des Konzepts befin-
denwerde.

Interpellant Max Rötheli ist
mit der Antwort der Regierung
nurbedingt zufrieden.«DieRe-

gierung hat zwar alle ihre Akti-
vitäten sauber aufgeschlüsselt.
Sie bringt aber kaum Lösungs-
ansätze.» Die Wartezeiten
müssten unbedingt verkürzt
werden,damitdieKinder recht-
zeitig die nötige Hilfe erhalten
würden. «Sie werden ja erst
dann angemeldet, wenn sie die
Hilfe bereits nötig haben.»

Bei der Logopädie sei es
wichtig, dass man auch bei
einem ausgetrockneten Markt
alles daran setzen müsse, die
Stelle schnell zubesetzen.«Und
dasKonzept für einKompetenz-
zentrum fürKinder und Jugend-
liche mit Verhaltensbehinde-
rungen macht nur dann Sinn,
wennes auchumgesetztwird»,
so Rötheli weiter. Er hoffe
schwer, dass derKantonObwal-
den doch baldwieder auf ein fi-
nanzielles Niveau gelange, das
die dafür nötigenStellenaufsto-
ckungen zulasse. Er werde auf
jeden Fall die Situation in den
Schuldiensten im Auge behal-
ten, damit Kinder und Jugend-
liche frühzeitig die optimale
Hilfe bekämen.

«DieKinder
werden
erstdann
angemeldet,
wennsiedie
Hilfebereits
nötighaben.»

MaxRötheli
Kantonsrat SP, Sarnen

Landräte wollen Einbahn-Test begraben
Der gescheiterte Einbahn-Versuch in Stans bewegt auch kantonale Politiker. Drei SVP-Landräte stellen der Regierung kritische Fragen.

Matthias Piazza

Ein Jahr lang hätte der Versuch
eines Einbahnbetriebes für
Autos auf der Robert-Durrer-
und der Stansstaderstrasse in
Stans laufen sollen. Nachdem
bereitsder ersteVersuchstagam
8.August bisweit über Stans hi-
naus in einemtotalenVerkehrs-
chaosgeendethatte, stoppteder
Stanser Gemeinderat den Ver-
such schoneinenTagspäter (wir
berichteten). Nicht nur der pri-
vateVerkehr kambeimVersuch
zum Erliegen, auch die Post-
autoshatten teilweiseeineStun-
de Verspätung. In den sozialen
Medien häuften sich die kriti-
schenKommentare.

Nun schaltet sich auch die
kantonale Politik ein. In einer
dringlichen Interpellation ver-
langen die drei SVP-Landräte
Roland Blättler (Kehrsiten),
Walter Odermatt (Stans) und
Markus Walker (Ennetmoos)
eine regierungsrätliche Ein-
schätzungderVerkehrssituation
vom 8. August mit dem daraus
entstandenenvolkswirtschaftli-
chen Schaden. Insbesondere
soll derRegierungsrat klären, ob
er den definitiven Abbruch des
Versuchs erzwingenkann.Dies,
obwohl die Stanser an der Ge-
meindeversammlungeinenKre-
dit über 125000 Franken für
einen einjährigen Versuch ge-
nehmigt hatten.

SVP-Landratfindet
«einmischen» legitim
«Wir respektieren die Gemein-
deautonomieunddendemokra-
tischenEntscheidder Stanser»,
hältRolandBlättler aufAnfrage
fest. Er wolle auch keine juristi-
scheDiskussiondarüber lancie-
ren, ob die Gemeinde in Eigen-
regie einensolchenVersuchma-

chendürfe. Schliesslich sei jadie
Robert-Durrer-Strasse eineGe-
meindestrasse.

Trotzdem fühle er sich mit
seinen beiden Fraktionskolle-
gen dazu legitimiert, sich «ein-
zumischen», nicht nur, weil
auch Kantonsstrassen direkt
oder indirekt beim Versuch in-
volviert seien. «Das durch den
Einbahn-Versuch ausgelöste
Verkehrschaos wirkte sich auf
das Strassennetz im ganzen
Kanton Nidwalden aus. Nicht
auszudenken,waspassiertwäre,
wenn in dieser Zeit noch Blau-
licht-Organisationen wie die

Feuerwehr oder der Rettungs-
dienst hätten ausrücken müs-
sen.» Die Zeit für weitere Ver-
kehrsexperimente auf kommu-
naler Ebene sei abgelaufen.
«Die Verkehrsprobleme im
Grossraum Stans können die
Gemeinden nur zusammenmit
dem Kanton lösen», begründet
Blättler die Interpellation.

Antwortenaufweitere
Verkehrsprojektegefordert
IndiesemZusammenhangwol-
len die Landräte mit dem Vor-
stoss auch Antworten vom Re-
gierungsrat über den Stand der

verschiedenen kantonalen Ver-
kehrsprojekte im Grossraum
Stans. «DieBevölkerungerwar-
tet von der Politik, dass sie die
Verkehrsprobleme an die Hand
nimmt», so Blättler.

Angesprochen wird in der
Interpellation die Verkehrspla-
nung im Gebiet Kreuzstrasse,
wofürderLandrat imvergange-
nen Mai einen Kredit von
220000 Franken genehmigte.
Baudirektor JosefNiederberger
stellte an der damaligen Land-
ratssitzung Resultate innert
eines Jahres in Aussicht. Es sei-
envieleFragenzubeantworten.

Wegen der Autobahn in der
Nähegebe es auchBerührungs-
punktemit demBundesamt für
Strassen, gab er zu bedenken.

AuchmitUmfahrung
StansWestharzt es
Brennend interessiert die Inter-
pellanten auch die Frage, wann
der Landrat über denKredit für
die Umfahrung Stans West ab-
stimmen kann. Dabei soll ein
rund ein Kilometer langer Kan-
tonsstrassenabschnitt Stans
vom Verkehr entlasten. Er be-
ginnt mit einem Kreisel an der
Rotzlochstrasse bei der Gerbi-

brücke und führt dann parallel
zum Trassee der Zentralbahn
bis zueinemzweitenKreisel bei
derEnnetmooserstrasse imGe-
biet Fuhr. Das Projekt geriet ins
Stocken.

DennGemeinderat undGe-
nossenkorporation Stans, ein
privater Grundeigentümer so-
wie der VCS erhoben Einspra-
che. Der Gemeinderat kritisier-
te etwa, dass die Kosten von
15 Millionen in keinemVerhält-
nis zurgeringenEntlastungswir-
kung stünden.DerVCSbemän-
gelte den beträchtlichen Land-
verschleiss, unddassdieStrecke
für Velofahrer und Fussgänger
uninteressant sei.

Anfang dieses Jahres stellte
die Baudirektion in Aussicht,
dass der Landrat noch diesen
Sommerüber eineallenfalls an-
gepasste Variante abstimmen
könne. Dies ist nicht passiert.
«Wir haben seither nichts ge-
hört.DasGeschäft ist auchnoch
nicht in den Kommissionen be-
handeltworden»,weissMarkus
Walker, der selberderKommis-
sion fürBau,Planung,Landwirt-
schaft undUmwelt (BUL) ange-
hört.

Verkehrsprobleme
«liegenaufdemMagen»
Roland Blättler ist zuversicht-
lich, dass der Landrat die Inter-
pellationan seinernächstenSit-
zung vom 25. September als
dringlich überweist, womit der
Regierungsrat nur zwei statt
sechsMonate fürdieBeantwor-
tung Zeit hat. «Auch anderen
Fraktionen liegen die Verkehrs-
probleme auf demMagen.»

Die zuständige Stanser Ge-
meinderätin Sarah Odermatt
wollte sich gestern zum Inhalt
der Interpellation noch nicht
äussern.

Auch auf der Stansstaderstrasse staute sich der Verkehr während des Einbahn-Versuchs. Bild: Matthias Piazza (Stans, 8. August 2019)
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